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DAS OLDENBURGER MÜNSTERLAND IM WANDEL

Hans-Wilhelm Windhorst

Brauchen wir technische Anlagen zur
Bewältigung der Umweltprobleme
aus der Nutztierhaltung?
Vorbemerkung
Der nachfolgende Beitrag ist die schriftliche Fassung eines Vortra¬
ges, der am 26.1.1991 während des N eujahrsempfanges der Stadt
Cloppenburg gehalten wurde. In etwas erweiterter und mit Tabel¬
len und Abbildungen versehener Fassung wurde das Referat dann
erneut auf dem Delegiertentag des Heimatbundes für das Olden¬
burger Münsterland am 12. 4. 1991 in Damme gehalten. Die ur¬
sprüngliche Textfassung des Vortrages wurde jedoch weitestge¬
hend beibehalten, nur dort, wo es unumgänglich war, erfolgte ein
Bezug zu den ergänzenden Materialien.

1. Einleitung: Die Ausgangssituation
Wenn ich mein Referat mit einem Zitat aus einer eigenen Arbeit

beginne, dann nicht, um damit zu dokumentieren, daß die im Jah¬

re 1975 gegebene Prognose zur Zukunft der Landwirtschaft im Ol¬

denburger Münsterland nicht ganz falsch gewesen ist, sondern um

dem immer wieder auftretenden Vorwurf zu begegnen, die Wis¬

senschaft habe nicht rechtzeitig genug auf die Probleme hingewie¬

sen und die Gefahren aufgezeigt.

In meiner Untersuchung "Spezialisierte Agrarwirtschaft in Sü¬

doldenburg" (WINDHORST 1975) habe ich damals unter der Über¬

schrift "Die zukünftige Entwicklung - ein Weg in die Stagnation?"

geschrieben (S. 203-204):

"Die Möglichkeiten einer zukünftigen Entwicklung sind

sehr schwer zu beurteilen. Die gegenwärtige Belastung der
Nutzflächen durch die Abfallstoffe aus der Massentierhal¬

tung in Verbindung mit dem Höchststand der Verbreitung

bei der Schweinepest läßt eine Ausweitung dieses Produk¬

tionszweiges kaum vertretbar erscheinen. ... Das Wirtschaft¬
risiko wird außerdem bei einer Reihe von Produkten durch

Preiseinbrüche in zunehmendem Maße erhöht.
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Das schwerwiegendste Probleme dürfte allerdings nicht ein¬

mal so sehr im Bereich der Preisentwicklung zu sehen sein,

sondern von den Tierseuchen und der Abfallbeseitigung her¬

rühren. Es muß nach Möglichkeiten gesucht werden, andere

Formen der Verwertung des Dungs zu entwickeln, sei es z.B.

Trocknen oder Verfüttern, wie es in einigen Ländern Euro¬

pas und den USA bereits praktiziert wird. Hier stehen wir

sicherlich erst am Anfang.

Die angeschnittenen Probleme müssen sehr bald einer Lö¬

sung zugeführt werden, wenn nicht Stagnation und Rezes¬

sion um sich greifen sollen. Eine Ausweitung, wie sie nach

1965 eingetreten ist, wird sich im folgenden Jahrzehnt kaum

wiederholen. In einigen Produktionszweigen muß es sogar

zu einem Gesundschrumpfungsprozeß kommen, wenn man

wieder rentabel produzieren will."

Kommunalpolitiker und Vertreter der Landwirtschaft haben da¬

mals mit bissigen Kommentaren nicht gespart. Zumeist wurden

die dort genannten ökonomischen und ökologischen Gefahren als

völlig abwegig angesehen. Unternommen wurde nichts!

Als sich gegen Ende der siebziger und zu Beginn der achtziger Jah¬

re abzeichnete, daß die Überversorgung der Böden mit tierischen

Exkrementen in einigen Teilen des Oldenburger Münsterlandes

eine ernsthafte Bedrohung der Qualität des Trinkwassers dar¬

stellt, führte der Heimatbund am 27.8.1983 eine vielbeachtete Po¬

diumsdiskussion im Waldhof in Vechta durch. Im Heft 2 der Violet¬

ten Reihe (Heimatbund 1983) ist sehr eindrucksvoll dokumentiert,

welch ungeheuer schweren Stand der damalige niedersächsische

Landwirtschaftsminister Gerhard Glup hatte, seinen "Gülleer-

laß' ll) zu verteidigen. Viele Landwirte glaubten damals, mit der

Mengenbegrenzung von 3 Dungeinheiten 2 -1 pro Hektar landwirt¬

schaftlich genutzter Fläche und den zeitlichen Ausbringungsbe¬

schränkungen nicht leben zu können. Inzwischen wären sie sicher¬

lich froh, wenn es bei den damals getroffenen Regelungen

geblieben wäre.

Ich habe auf der Posiumsdiskussion in meinem Referat gefordert

(Heimatbund 1983, S. 26):

"1. ...

2. Landwirtschaft und Agrarteehnologie müssen sich intensiv

um neue Wege der gefahrlosen Verwertung der Gülle im Pflan-
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zenbau unter Beachtung ökologischer Gesichtspunkte bemü¬

hen (Neue Formen der Lagerung und Ausbringung; Dosierung

nach Anbaufrüchten etc.).

3. Die Forschung auf dem Gebiet der anderweitigen Verwertung
der Gülle und des Trockenkots ist mit staatlichen Subventio¬

nen zu intensivieren (Absatz von getrocknetem Kot oder um¬

gewandelter Gülle in weiter entfernt liegenden Gebieten als

Gartendünger).

4. Die Öffentlichkeitsarbeit seitens der Landwirtschaftskam¬

mer hinsichtlich der Bedeutung der Gülle für die landwirt¬

schaftliche Produktion sollte neue Wege beschreiten, um ein¬

seitigen Vorurteilen zu begegnen, aber auch, um den Kennt¬
nisstand der Landwirte zu erhöhen."

Die Reaktionen der Vertreter der Landwirtschaft auf das von mir

vorgelegte Zahlenmaterial und meine Forderungen kann man

nachlesen, die Abwehrhaltung und das Infragestellen der Daten

sind offensichtlich. Die Bereitschaft, die immer drängender wer¬

denden Probleme realistisch zu sehen und zu reagieren, war kaum

vorhanden. Erst der bundesweit ausgestrahlte Fernsehfilm 3 '

"Und ewig stinken die Felder" hat auch im Oldenburger Münster¬

land deutlich werden lassen, mit welchem Negativimage die Re¬

gion inzwischen belastet war 4 '.

Trotzdem hat es noch Jahre gedauert, bis man sich intensiv um die

Lösung des Problems bemüht hat. Erst als sich mit der "Güllever¬

ordnung" 5 ' härtere gesetzliche Regelungen anbahnten und durch

wissenschaftliche Untersuchungen nachgewiesen wurde, daß zwi¬

schen der Gülledüngung und der Nitratauswaschung enge Abhän¬

gigkeiten bestehen, wurden die Forschungsarbeit und die Ent¬

wicklung technischer Lösungen intensiviert.

Warum, das ist in diesem Zusammenhang eine entscheidende Fra¬

ge, hat man sich im Oldenburger Münsterland so schwer getan, die

Sachverhalte zu akzeptieren und neue Wege zu gehen? Dies ver¬

wundert um so mehr, weil die Landwirte in den beiden südolden-

burgischen Landkreisen in der Vergangenheit die sich ihnen stel¬

lenden Aufgaben mit Bravour gemeistert haben.

Meines Erachtens können die Ursachen für dieses Verhalten in fol¬

gender Weise beschrieben werden.

Bei der Bewältigung des jetzt anstehenden Problems handelt es

sich um eine Herausforderung ganz neuer Art. Während man es in

der Vergangenheit immer mit der Bewältigung von ökonomischen

Herausforderungen zu tun hatte, es also vorwiegend darum ging,
das Einkommen zu sichern bzw. zu erhöhen und die erreichte
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Marktposition zu behaupten, geht es nun um eine ökologische

Herausforderung, eine Herausforderung noch dazu, die Geld ko¬

stet, jedenfalls zunächst. Die Bewältigung dieses Problems setzt

einen Umdenkungsprozeß voraus. Düngung, die bislang der Stei¬

gerung der Erträge diente, soll plötzlich nicht mehr vertretbar sein

und sogar eine Gefährdung von Boden und Grundwasser bewir¬

ken! Viele Landwirte, vor allem ältere, tun sich schwer, dies zu ver¬

stehen und ihr Handeln der veränderten Situation anzupassen.

Eine weitere Schwierigkeit ist in der Langfristigkeit ökologischer

Prozesse zu sehen. Während man die Wirkungen der Düngerauf-

biüngung sofort an den Erträgen ablesen kann, zeigen sich die ne¬

gativen Auswirkungen einer unsachgemäßen Ausbringung von

Gülle und Geflügelkot erst nach einigen Jahren oder Jahrzehnten.

Die Zusammenhänge sind nicht unmittelbar zu erkennen und wer¬
den deshalb von vielen Landwirten und ihren berufsständischen

Interessenvertretern in Frage gestellt. Schwierig ist es auch, ihnen

zu vermitteln, daß eine Änderung der Düngepraxis nicht umge¬

hend zu einer Verringerung der Probleme führen wird. Auch hier

haben wir es mit längerfristigen Prozessen zu tun.

Dazu kommt, daß diese Herausforderung zu einem Zeitpunkt auf¬

tritt, der in ökonomischer Hinsicht denkbar ungünstig ist, weil

die Einkommenssituation und die sich abzeichnende Entwicklung

der Einkommen nicht vielversprechend sind. Die deutsche Wie¬

dervereinigung, die die Nutzfläche um die Hälfte vergrößerte, die

die Bevölkerung aber nur um 30 % anwachsen ließ, deutet auf eine

wachsende Überversorgung bei der Pflanzenproduktion hin. Die

Schaffung des europäischen Binnenmarktes läßt eine verstärkte

Konkurrenz erwarten; die GATT-Verhandlungen Preisrückgänge,

insbesondere beim Getreidebau. Unter einer solchen Perspektive

ist es das Ziel der meisten Landwirte, die Kosten zu verringern.

Bei der Bewertung der zukünftigen Möglichkeiten der Verede¬

lungswirtschaft im Oldenburger Münsterland ist zu berücksichti¬

gen, daß die kritische Haltung der Gesellschaft gegenüber vielen

agrarischen Produkten und der Umwelt Verträglichkeit der Land¬

wirtschaft in den letzten Jahren beständig zugenommen hat. An¬

gesichts dieser Situation fühlen sich viele Landwirte zunehmend

in die Ecke gedrängt. Einige Medien haben sich bevorzugte "Sün¬

denböcke" herausgesucht, sowohl was die Betriebsformen als

auch die Regionen angeht. In den beiden südoldenburgischen

Landkreisen trifft diese Vorstellung von agrarindustriellen Pro¬

duktionsformen und ökologischer Gefährdung in nahezu "idealer

Weise" zusammen. Hier hat man den Prototyp einer verfehlten
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agrarischen Entwicklung gefunden, an dem sich alle negativen

Aspekte aufzeigen lassen. Leider wird nicht genug getan, um aus

dieser Ecke herauszukommen. Anstatt zu handeln und durch eige¬

ne Aktivitäten die Initiative zu übernehmen, wird hauptsächlich

reagiert. Dies ist auf Dauer ein verhängnisvoller Weg.

Lassen Sie mich nach diesen eher allgemeinen Ausführungen auf¬

zeigen, wie es zu den Problemen gekommen ist, mit denen wir ge¬

genwärtig konfrontiert werden. Daran anschließend soll dann be¬

gründet werden, weshalb ohne technische Lösungen die Über¬

versorgung mit tierischen Exkrementen meiner Ansicht nach

nicht gemeistert werden kann.

2. VeredelungsWirtschaft auf Zukauffutterbasis
- Notwendigkeit und Anpassungsprobleme einer
Wirtschaftsweise

Kleine Betriebsgrößen und mangelnde Ertragsfähigkeit der Bö¬

den haben die Landwirte auf den Geestböden gezwungen, ihre

Einkommenssituation durch die Erhöhung der Tierbestände zu

verbessern. Nach dem 2. Weltkrieg hat die schon seit den achtziger

Jahren des vergangenen Jahrhunderts praktizierte Form der Vere¬

delungswirtschaft auf Zukauffutterbasis ihre Blüte erreicht.

Möglich wurde dies durch die beständig zunehmende Nachfrage

nach tierischen Nahrungsmitteln und die unbegrenzte Einfuhr¬

möglichkeit von Fremdfutter über die Häfen an der Nordseeküste.

Unternehmerisch denkende Landwirte, die bereit waren, ein ho¬

hes wirtschaftliches Risiko einzugehen, wandten sich ab 1950 der

Schweinehaltung in Großbeständen zu, etwa zehn Jahre später be¬

gann die Ausweitung der Hühnerhaltung (Abb. 1). Schon bald ent¬

standen hier gewerbliche und agrarindustrielle Unternehmen, die

dann in der Folgezeit wegen ihrer großen Bestände eine herausra¬

gende Marktstellung erreichten.

Bemerkenswert ist vor allem, daß die räumliche Konzentration

der Schweine- und Hühnerbestände in den beiden südoldenburgi-

schen Landkreisen in nur wenigen Jahrzehnten erfolgte. Dieser

kurze Zeitraum der Ausbildung des agrarischen Intensivgebietes

kann als eine wesentliche Ursache dafür angesehen werden, daß

die Probleme bei der umweltverträglichen Verwertung der tieri¬

schen Exkremente seit Mitte der siebziger Jahre in massiver Form

auftraten und zu Reaktionen zwangen.

Machte die Verfügbarkeit über Fremdfutter einerseits die Auswei¬

tung der Tierbestände möglich, führte das Beschreiten dieses We-
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Abb. 1: Die Entwicklung der Hühner- und Schweinehaltung in den Land¬

kreisen Cloppenburg und Vechta (Quelle: amtliche Statistik)
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ges andererseits in eine "ökologische Sackgasse". Dies deshalb,

weil die tierischen Exkremente, die von den mit Fremdfutter er¬

zeugten Tieren stammten, nicht wieder dorthin gebracht werden

konnten, wo dieses Futter produziert worden war. Das Dilemma

vor dem wir heute stehen, ist also vorrangig bedingt durch das

Auseinanderdriften der Entwicklung bei den Tierbeständen und
der landwirtschaftlichen Nutzfläche. Letztere ließ sich in den bei¬

den südoldenburgischen Landkreisen nur sehr begrenzt erwei¬

tern. Deshalb blieb nur der Ausweg, in benachbarten Landkreisen

Flächen zuzupachten oder an Landwirte überschüssige Gülle ab¬

zugeben. Die Möglichkeit, dies auch in Zukunft tun zu können,

hängt von folgenden Faktoren ab:

- der Bereitschaft der Landwirte, die Exkremente zu über¬

nehmen,

- der Verfügbarkeit von Flächen in den Nachbarkreisen bei der

Absenkung des zulässigen Dungeinheitenbesatzes,

- den auftretenden Kosten für die Pacht bzw. das Aufbringen der
Exkremente.

Es kann angesichts des Negativimages, das inzwischen mit der

Landwirtschaft Südoldenburgs verbunden ist, nicht verwundern,

daß die Bereitschaft, Gülle abzunehmen, in den letzten Jahren

deutlich zurückgegangen ist. Unverkennbar ist eine wachsende

Abwehrhaltung nicht nur bei der nichtlandwirtschaftlich tätigen

Bevölkerung, sondern auch bei den Kommunal Verwaltungen und
selbst bei Landwirten.

3. Abnehmende Flächenverfügbarkeit bei Absenkung
des zulässigen DE-Besatzes

Es zeichnet sich ab, daß in den nächsten Jahren Regelungen seitens

des Gesetzgebers getroffen werden, die eine merkliche Reduzie¬

rung des zulässigen Dungeinheitenbesatzes pro Hektar landwirt¬

schaftlicher Nutzfläche zum Inhalt haben werden. Man geht si¬

cherlich nicht fehl, wenn man davon ausgeht, daß der zulässige

Grenzewert 2 DE/ha LF betragen wird, ein Wert, der schon heute

in Schleswig-Holstein verbindlich ist. Ein vom niedersächsischen

Umweltministerium am 9.10.1990 vorgelegter Entwurf zur Novel¬

lierung der Gülleverordnung 6) geht noch einen Schritt weiter.

Dort wird vorgeschlagen, den Grenzwert ab dem 1.1.1994 auf 1,5

DE abzusenken. Ob dies politisch durchsetzbar sein wird, muß an¬

gesichts der damit verbundenen Anpassungsprobleme in Zweifel

gezogen werden. Daß eine solche Absicht in weiten Bevölkerungs-

16 Jahrbuch
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Tab. 1: Dungeinheiten, Dunganfall und durchschnittlicher Dungeinhei¬
tenbesatz im Landkreis Cloppenburg im Jahre 1988 (Quelle: eige¬

ne Berechnungen)

Kriterium Viehzählung" 1988

DE Gülle (m 3 )

Dungeinheiten gesamt 185.222

Dunganfall gesamt

davon Gülle

F estmist

2.917.856

2.867.262

50.594

Landw. Nutzfläche (ha) 100.651

DE/ha LF 1,84

Dung (m 3 )/ha LF 28,99

Durchschnitts dungmenge

je DE 15,75

kreisen auf Zustimmung stoßen würde, kann man voraussetzen.

Eine derart einschneidende Regelung ist vor allem auch als Prä¬

ventivmaßnahme zu verstehen, die zukünftige Schäden an Boden

und Grundwasser im Ansatz verhindern soll.

Welche Konsequenzen würden nun aus einer Neufassung der Gül-

leverordnung", die entweder 2 DE oder 1,5 DE als Grenzwert fest¬

legt, für die beiden südoldenburgischen Landkreise erwachsen?

Wenn man ausgeht von den vorhandenen Tierbeständen, wie sie in

den Dezemberzählungen vorliegen, und die anfallenden Exkre¬

mente auf die verfügbare landwirtschaftliche Nutzfläche bezieht,

gelangt man zu folgender Bilanz 7) .

Im Landkreis Cloppenburg fielen im Jahre 1988 185.222 DE an, die

auf 100.651 ha verteilt werden konnten, dies entsprach einem

Durchschnittsbesatz von 1,84 DE/ha LF (Tab. 1). Die nach den jetzt

gültigen gesetzlichen Regelungen zum 1.1.1993 eintretende Redu¬

zierung des zulässigen DE-Besatzes auf 2,5 DE würde im Land¬

kreis Cloppenburg noch keine Probleme hervorrufen, im Gegen¬

teil, es wäre noch ein Flächenüberschuß von 26.562 ha vorhanden.

Erst eine Absenkung auf 1,5 DE hätte ein Flächendefizit von

22.830 ha zur Folge.
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Tab. 2: Dungeinheiten, Dunganfall und durchschnittlicher Dungeinhei¬
tenbesatz im Landkreis Cloppenburg im Jahre 1988 (Quelle: eige¬

ne Berechnungen)

Kriterium Viehzählung 1988

DE Gülle (m 3 )

Dungeinheiten gesamt 213.098

Dunganfall gesamt
davon Gülle

Festmist

2.599.100

2.550.047

49.053

Landw. Nutzfläche (ha) 64.681

Dungeinheiten je Hektar LF 3,29

Dunganfall je Hektar LF 40,18

Durchschnittsdungmenge

je DE 12,20

Sehr viel angespannter ist die Situation im Landkreis Vechta.

Dort waren im Jahre 1988 insgesamt 213.098 DE zu verwerten. Bei

einer verfügbaren Nutzfläche von 64.661 ha entsprach dies einem

durchschnittlichen Besatz von 3,29 DE/ha LF (Tab. 2). Schon jetzt

kann hier folglich der Grenzwert nicht eingehalten werden. Je

nach Reduzierung des zulässigen DE-Besatzes wird ein Flächen¬
defizit von 20.558 ha bzw. 77.384 ha auftreten.

Geht man von der wahrscheinlichen Festlegung auf 2 DE aus, dann

würden im Oldenburger Münsterland 33.828 ha landwirtschaftli¬

cher Nutzfläche fehlen, um die anfallenden tierischen Exkremen¬

te zu entsorgen. Der ungünstigte Fall, eine Absenkung auf 1,5 DE,

hätte ein Flächendefizit von über 100.000 ha zur Folge. Es dürfte

einleuchten, daß eine solche Fläche in den an das Oldenburger

Münsterland angrenzenden Landkreisen nicht verfügbar ist, vor

allem wenn man die dort ebenfalls vorhandenen großen Tierbe¬

stände (Abb. 2 und 3) und den schon jetzt erreichten DE-Besatz

(Abb. 4) mit in die Betrachtung einbezieht.

Welche Auswirkungen wird die vorgesehene Absenkung des
Grenzwertes auf die landwirtschaftlichen Betriebe haben? Sie

können hier nur kurz angedeutet werden.

16-
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Abb. 2: Schweinebestände in Niedersachsen im Jahre 1988, getrennt

nach Landkreisen (Quelle: Nds. Landesverwaltungsamt, Abtlg.

Statistik)

Der zunehmende Flächendruck wird zweifellos dazu führen, daß

die Pachtpreise für Nutzflächen zumindest in der Anfangsphase

schnell ansteigen. Da jedoch zum gegenwärtigen Zeitpunkt z.T.

schon Beträge um 1.400-1.500 DM/ha gezahlt werden, dürfte allein
aus ökonomischen Gründen schon recht bald eine Grenze erreicht

werden, die nicht überschritten werden kann, ohne die Betriebe

ernsthaft in finanzielle Schwierigkeiten zu bringen. Die offen¬

sichtliche Flächenspekulation vieler Verpächter wird dann ein
Ende finden.

Die Flächenbindung der tierischen Veredelungswirtschaft wird es

Betrieben mit geringer Flächenausstattung nahezu unmöglich

machen, Tierbestände zu halten, die im internationalen Wettbe¬

werb als konkurrenzfähig angesehen werden können. So dürfte
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Abb. 3: Hühnerbestände in Niedersachsen im Jahre 1988, getrennt nach

Landkreisen (Quelle: Nds. Landesverwaltungsamt, Abtlg. Sta¬

tistik)

ein 30 ha-Betrieb bei einer Absenkung des zulässigen Besatzes auf

1,5 DE/ha LF nur noch 45 DE halten. Selbst wenn der Umrech¬

nungsschlüssel für Mastschweine von 7 auf 8 Tiere/DE verändert

würde, könnte dieser Betrieb im Jahresmittel nur 360 Mastschwei¬

ne halten, was etwa 900 erzeugten Tieren entspräche. Angesichts

der sich abzeichnenden Entwicklung im Bereich der Getreideprei¬

se und der zu erwartenden Marktsituation auf dem Schlacht¬

schweinemarkt wird ein solcher Betrieb nicht mehr in der Lage

sein, ein hinreichendes Familieneinkommen aus landwirtschaft¬

licher Produktion zu erwirtschaften.

Das Resultat dieser Überlegungen ist folgendes:

Die Forderung nach Flächenbindung der tierischen Veredelungs¬

wirtschaft und nach Reduzierung des zulässigen DE-Besatzes mag
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Abb. 4: Dungeinheitenbesatz in den Landkreisen Niedersachsens im

Jahre 1988 (Quelle: Thomsen 1990)

unter ökologischen Gesichtspunkten sinnvoll sein, sie wird aller¬

dings zur Folge haben, daß kleine und mittelgroße Betriebe zuneh¬

mend gezwungen werden, diesen Zweig der Agrarproduktion auf¬

zugeben, was zumeist gleichbedeutend sein dürfte mit Aufgabe

der Landwirtschaft überhaupt oder Abstockung zu einem Neben¬
erwerbsbetrieb.

4. Technische Lösungen - die einzig sinnvolle
Alternative

Angesichts der geschilderten Situation erscheint mir kein anderer

Ausweg möglich, als durch technische Anlagen einen Teil der über¬

schüssigen Exkremente zu verarbeiten. Die so erzeugten Produkte

könnten dann in weiter entfernt liegenden Gebieten abgesetzt
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werden. Entsprechende Wege werden entweder schon beschritten

oder sind geplant (Tab. 3). Dabei ist die Aufbereitung des Geflügel¬
kots sehr viel einfacher zu handhaben als die der Schweine- und

Rindergülle. Dies hängt einmal von den pro Stalleinheit anfallen¬

den Mengen und zum anderen vom Trockenmasseanteil und den
enthaltenen Mineralstoffen ab.

Nahezu unverständlich ist allerdings, daß ein Unternehmen, das

die Errichtung einer Aufbereitungsanalge für Schweinegülle im

Südkreis Vechta plant (eine Förderung dieses Vorhabens durch

das Bundesministerium für Forschung und Technologie ist gesi¬

chert), diese Anlage wohl in Schleswig-Holstein errichten wird,

weil es bislang nicht in der Lage gewesen ist, ausreichende Mengen
an Gülle für das dauernde Betreiben zu beschaffen.

Das Hauptproblem für die Errichtung von technischen Anlagen

liegt also offenbar gegenwärtig weniger in der Lösung noch offe¬

ner technischer Fragen, sondern in:

(1) der Nicht Verfügbarkeit über ausreichende Mengen an Gülle

zum durchgängigen Betreiben der Anlagen und in der äußerst

zögerlichen Haltung der Landwirte, langfristige Lieferverträ¬

ge einzugehen,

(2) der Unterschätzung der politschen Absicht, zu einer deutli¬

chen Reduzierung des Dungeinheitenbesatzes zu gelangen und

die Einhaltung des Grenzwertes auch zu überwachen,

(3) einer zögernden Haltung der berufsständischen Organisatio¬

nen, technischen Anlagen nicht nur als Einrichtungen zu be¬

greifen, die agrarindustrielle Unternehmen unterstützen, son¬

dern als eine Alternative, die kleinen und mittelgroßen
landwirtschaftlichen Betrieben auch in Zukunft die Weiter¬

führung der tierischen Veredelungswirtschaft im bisherigen

Umfange ermöglichen wird,

(4) der mangelnden Bereitschaft der Betroffenen (Landwirte, vor-

und nachgelagerte Industrie), in solche technischen Anlagen zu
investieren.

Es wird wahrscheinlich nicht möglich sein, ohne staatliche Unter¬

stützung technische Großanlagen zu errichten und zu betreiben.

Hier ist der Staat, sei es nun die Bundes- oder die Landesregie¬

rung, auch verpflichtet, finanzielle Mittel bereitzustellen, weil er

sonst unglaubwürdig wird mit seiner Aussage, die tierische Vere¬

delungswirtschaft solle auch in Zukunft in bäuerlicher Hand
bleiben.

Bedenklich stimmen müssen Äußerungen von berufsständischen

Vertretern, Repräsentanten der Naturschutzverbände und verant-
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EntwicklungvonBigDutchman,Erprobtundeingeführtinver¬schiedenenStällenvonA.Pohlmann

besonderserfolg¬reichesSystemmithoherAkzeptanzbeidenLandwirten

BetriebderAnlageinZusammenarbeitmitFirmaKathmannmitUnterstützungdesLandesNiedersachsen eigeneAnlagezurErzeugungvonKompostfürdiePilzzuchtin RechterfeldundGarrelZusammen¬arbeitmit Völkenrode DeutscheBabcock
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Betriebseit 1985(einschl.Entwick¬lungszeit)Mitte1988 Anfang1989 1990 1990 1987

StandortPilotanlageeigeneStallanlagen Elmelage Haverbeck+ mobileSeparierungs-einrichtungGoldenstedt-Heide Haverbeck Hogenbögen/Rechterfeld
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Tab. 4: Anzahl der Betriebe mit einem Dungeinheitenaufkommen von ...
bis ... DE/ha LF in den Landkreisen Cloppenburg und Vechta

(1988) (Quelle: Thomsen 1990, eigene Berechnungen)

Dungeinheiten Landkreis Cloppenburg Landkreis Vechta

Anzahl % Anzahl %

bis 0,50 355 9,0 321 12,9

0,51 - 1,00 608 15,4 281 11,3

1,01 - 1,50 873 22,1 319 00ei
T—(

1,51 - 2,00 698 17,7 303 12,1

2,01 - 2,50 455 11,5 279 11,2

2,51 und mehr 961 24,3 992 39,7

Gesamt 3.950 100,0 2.495 100,0

über 1,50 2.114 53,5 1.574 63,1

über 2,00 1.416 35,8 1.271 50,9

über 2,50 961 24,3 992 39,7

wortlicher Politiker, die den Eindruck hervorrufen, daß die Über¬

versorgung mit tierischen Exkrementen vor allem ein Probleme

der agrarindustriellen Unternehmen sei. Dies ist in der Sache

falsch, weil diese Unternehmen inzwischen durch die Kontrolle

der Landkreise gezwungen wurden, den geforderten Flächen¬

nachweis zu bringen. Sollte dieser Flächennachweis in Zukunft

wegen steigender Pachtpreise ökonomisch nicht mehr vertretbar

sein, dürften sie wegen der verfügbaren Finanzmittel am ehesten

in der Lage sein, Aufbereitungsanlagen zu bauen und zu betrei¬

ben. Die drängendsten Probleme liegen bei den Klein- und Mittel¬

betrieben vor, die in der Vergangenheit zur Sicherung des notwen¬

digen Betriebseinkommens ihre Tierbestände stark erhöht
haben.

Aus Tab. 4 kann man entnehmen, wie groß die Zahl der Betriebe

in den beiden Landkreisen ist, die nicht in der Lage sein werden,

die anfallenden Exkremente auf eigenen Flächen umweltverträg-

lich zu verwenden. Die deutliche Sprache, die diese Werte spre¬

chen, sollte auch die Vertreter der Landwirtschaft überzeugen,

die immer noch den Eindruck zu erwecken versuchen, daß es ei¬

gentlich kein Problem der Überversorgung gibt.
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5. Fazit
Die gegenwärtigen ökologischen Probleme sind das Ergebnis der

schnellen Ausweitung der Veredelungswirtschaft im Oldenbur¬

ger Münsterland nach dem 2. Weltkrieg, es sind die Nachwirkun¬

gen des "kleinen Wirtschaftswunders", das sich hier in der Agrar-

wirtschaft vollzogen hat.

Die Probleme, die wir in ihrem Ausmaß und in ihrer Tragweite

nicht unterschätzen sollten, werden sich durch gesetzgeberische

Eingriffe allein nicht lösen lassen. Solche Eingriffe können aller¬

dings zu einem schnellen Zusammenbruch des gesamten Systems

führen, wenn keine hinreichend langen Anpassungszeiten vor¬
handen sind.

Unumgänglich ist der Wandel hin zu einer wieder umweltverträg¬
lichen Landwirtschaft. Es muß von den Verursachern erkannt

und verstanden werden, daß es ohne eine Reduzierung der Um¬

weltbelastung keine Zukunft auf dem erreichten Produktionsni¬

veau geben kann und geben wird.

Nicht der Konfrontationskurs, der z.T. leider immer noch von ei¬

nigen Landwirten und ihren berufsständischen Vertretern be¬

schritten wird, kann uns weiterbringen, sondern die Annahme

der Herausforderung. Wer heute als Kommunal- oder Landespoli¬

tiker seine Verwunderung über die Ruhe zum Ausdruck bringt,

die angesichts der sich abzeichnenden Absenkung des DE-

Grenzwertes bei den Bauern vorherrscht, muß sich sagen lassen,
daß er die Zeichen der Zeit nicht erkannt hat. Ein heilsame Unru¬

he ist zwar gefragt, jedoch eine Aktivität, die sich in Richtung auf

eine technische Lösung des Problems bewegt, weil wir m.E. nur

auf diesem Wege in der Lage sein werden, die Aufgaben zu mei¬

stern, die wir mit technischen Mitteln herbeigeführt haben.

Wir alle wissen, daß die finanziellen Belastungen für die Errich¬

tung von Anlagen, die eine Lösung bringen können, hoch sein wer¬

den und wahrscheinlich von den Landwirten allein nicht getragen

werden können. Dabei sollten wir aber auch bedenken, daß die fi¬

nanziellen Einbußen für die Landwirte und die Region insgesamt

um ein Vielfaches höher sein werden, wenn die sich jetzt noch bie¬
tende Chance vertan wird.

Es gibt meiner Ansicht nach keine Alternative zur technischen Lö¬

sung, die in der Lage wäre, die Nutztierhaltung im Oldenburger
Münsterland auf dem erreichten Niveau zu halten. Es hat keinen

Sinn, die Augen vor der Realität zu verschließen, weil sie die Be¬
troffenen schneller einholen wird als ihnen lieb sein kann. Wer

jetzt nichts tut, um die Probleme der Überversorgung mit tieri-
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sehen Exkrementen einer Lösung zuzuführen, wird sich schon in

wenigen Jahren die Frage gefallen lassen müssen, weshalb er

trotz der offensichtlichen Krisensituation nicht reagiert hat. An

Mahnungen hat es wahrlich nicht gefehlt.

Anmerkungen
1) RdErl. v. 13.11.1983, Nds. MB1. Nr. 22/1983.
2) Eine Dungeinheit ist die Menge an Gülle oder Geflügelkot, die von einer be¬

stimmten Anzahl von Tieren einer betimmten Tierart im Laufe eines Jahres er¬
zeugt wird. Diese Menge darf nicht mehr als 80 kg Stickstoff, als Gesamtstick¬
stoff bewertet, enthalten.

3) Gesendet am 8.3.1984.
4) Eine Dokumentation wurde vom Verfasser im Jahrbuch für das Oldenburger

Münsterland 1985 unter dem Titel "Eine Region droht ihren Ruf zu verlieren"
(S. 169-182) vorgelegt.

5) Verordnung über das Aufbringen von Gülle und Geflügelkot v. 9.1.1990; Nds.
BVB1. Nr. 2/1990.

6) Entwurf v. 9.10.1990 (Referat 507; 507.3-62800/3/2).
7) Hiebei geht man davon aus, daß alle Exkremente innerhalb der Kreisgrenzen

auf Nutzflächen aufgebracht werden und eine gleichmäßige Verteilung erfolgt.
Es wird nicht berücksichtigt, daß in Wasserschutzgebieten geringere Mengen
zulässig sind, Flächen für die Klärschlammausbringung notwendig sind und
nicht alle Betriebe über Gülle oder Geflügeltrockenkot verfügen.
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Alfons Schwerter

Das Oldenburger Fischereigesetz
vom 17. März 1879

Eine Übereinkunft zur Hebung und zum Schutze der Fischerei tra¬

fen am 1. Dezember 1877 Preußen, Oldenburg, Braunschweig, An¬

halt, Lübeck, Bremen, Hamburg und die thüringischen Staaten.

Dieses Treffen war der Anlaß zur Verabschiedung eines Fischerei-

Gesetzes, das am 17. März 1879 vom Oldenburger Landtag ange¬

nommen wurde und zum 1. Januar 1880 in Kraft trat.

In dem Gesetz heißt es, daß die zu Oldenburg gehörenden Teile der

Nordsee, die offenen Meeresbuchten und für die Binnenfischerei

alle Staats-, Gemeinde- und Genossenschaftsgewässer als öffentli¬

che Gewässer angesehen werden. Im Verlaufe der weiteren Dar¬

stellung dieses Gesetzeswerkes soll in erster Linie nur auf die Bin¬

nenfischerei eingegangen werden. Sie konnte durch angestellte

Fischerund durch Verpachtung ausgeübt werden. Die Dauer eines

Pachtvertrages sollte in der Regel nicht unter sechs Jahre liegen.
Ein Erlaubnisschein zum Fischen in den öffentlichen Gewässern

konnte dem Pächter kostenlos ausgestellt werden. Derselbe hatte

ihn zur Legitimation beim Fischen bei sich zu führen. Das Hilf¬

spersonal brauchte sich nicht auszuweisen. In dem Erlaubnis¬

schein des Pächters konnten bezüglich der Art und der Zahl der

Fanggeräte und der zu verwendenden Fahrzeuge Beschränkungen

eingetragen werden. Die Ausstellung dieses Berechtigungsschei¬

nes erfolgte für die öffentlichen Gewässer des Staates beim zu¬

ständigen Amte, und für die Gemeinde- und Genossenschaftsge¬

wässer wurde die Erlaubnis vom Gemeindevorstand nach

vorgeschriebenem Muster ausgestellt.

Man sollte noch erwähnen, daß die ohne Beisein des Fischers zum

Fischfange ausliegenden Geräte mit einem sicher befestigten Holz

versehen sein mußten. Auf dieser kleinen Holztafel mußte der Na¬

me oder die Anfangsbuchstaben und die Register-Nummer einge¬

schnitten oder eingebrannt sein.
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